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Flughafen Zürich / Gesuche um Plangenehmigung für Projekte „Verlänge-
rung Piste 32“ und „Verlängerung Piste 28“ – Ihr Schreiben vom 26. Mai 
2026, Ihr AZ. BAZL-361.21-LSZH/262/4/3/4 
Einsprache 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bosonnet, 
sehr geehrte Frau Baumann, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für Ihr Schreiben vom 26. Mai 2026, in welchem Sie uns über 
die öffentliche Auslage der o.g. Gesuchsunterlagen in den Kantonen Aar-
gau, Schaffhausen und Zürich vom 1. Juni bis 30. Juni informieren.  
 
Wir bedauern, dass auch weiterhin eine öffentliche Auslage auf der deut-
schen Seite nicht stattfindet und regen hier noch einmal an, diesen Pro-
zess im Bundesamt für Zivilluftfahrt für die deutsche Seite zu überden-
ken. Wie in unserer Einsprache vom 11.2.2026 (S. 16 ff.) gegen das Be-
triebsreglement 2014/17 / SIL (Ihr Az. BAZL-361.21-LSZH/205/5/1/3/5) 
ausführlich dargelegt, ist die Schweiz u.a. nach der auch von ihr ratifi-
zierten Aarhus-Konvention verpflichtet, auch die betroffene Bevölkerung 
in Süddeutschland durch öffentliche Bekanntmachung vor Ort (m.a.W. 
Auslage) über die o.g. Maßnahmen zu informieren. 
 
Gemeinsam nehmen die vier Grenzlandkreise Waldshut, Konstanz, 
Schwarzwald-Baar Kreis und Lörrach fristgerecht Stellung und legen  
 

EINSPRACHE 
 
ein gegen die von der Flughafen Zürich AG (FZAG) beim BAZL am 12. 
März 2026 eingereichten Plangenehmigungsgesuche für die Projekte 
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„Verlängerung Piste 28“ und „Verlängerung Piste 32“, insbesondere 
auch, soweit diese Maßnahmen vorausgreifende Auswirkungen haben 
auf die parallel geführten Verfahren BR2014/2017 und SIL (Objektblatt 
Zürich) vom 19. September 2025 – siehe Einsprache vom 11. Februar 
2026 durch u.a. Landkreise Waldshut, Konstanz, Schwarzwald-Baar und 
Lörrach vertreten durch Chatham Partners Hamburg / Ihr AZ. BAZL-
361.21-LSZH/2025/5/1/3/5 - und zu einer erhöhten Belastung im kon-
kreten Verfahren aber auch in den vorgenannten Verfahren in ihrer Ge-
samtheit für die südbadische Bevölkerung führen. 
 
Wir nehmen hier vorsorglich Bezug auf das Schreiben von Herrn Bun-
desrat Albert Rösti an Frau Staatssekretärin a.D. Elke Zimmer vom 10. 
Februar 2025, in welchem auch der deutschen Seite die Möglichkeit zur 
Einreichung von Stellungnahmen in diesem Verfahren gewährt wird.  
 
Wir beziehen uns darüber hinaus vollinhaltlich auf unsere Stellungnah-
men zum Verfahren SIL (Objektblatt Zürich), den Stellungnahmen zu den 
Änderungsverfahren im Betriebsreglement BR2014, BR2017 und 
BR2014/2017 soweit diese s.o. Auswirkungen auf das nun angestoßene 
Verfahren der Gesuche Verlängerung Piste 32 und Verlängerung Piste 
28 haben.  
 
Wir möchten an dieser Stelle auch unser Unverständnis über die nicht 
erfolgte Durchführung einer grenzüberschreitenden Umweltverträglich-
keitsprüfung zum Ausdruck bringen. In einem Schreiben vom 22. August 
2024, Az. BAZL-053.00.3/9/3 gehen Sie – angelehnt an die Ausführun-
gen des Flughafen Zürich in seinen Gesuchsunterlagen - davon aus, 
dass keine nennenswerten grenzüberschreitenden Auswirkungen für den 
süddeutschen Raum zu erwarten sind und die Espoo-Konvention daher 
von Schweizer Seite nicht durchgeführt werde.  
 
Wir verweisen hier auf unseren Vortrag im Verfahren Flughafen Zürich 
/ Betriebsreglement 2014/2017 / SIL (Objektblatt Zürich) - Ihr Schreiben 
vom 12. Januar 2026, Ihr Az. BAZL-361.21-LSZH/205/5/1/3/5 und ma-
chen uns diesen auch in diesem Verfahren zu eigen: 
 
Nach Art. 2 Abs. 3, Art. 1 ESPOO hat jede Vertragspartei, auf deren Ho-
heitsgebiet ein nach ihren innerstaatlichen Regelungen genehmigungs-
bedürftiges Vorhaben, das im Anhang I aufgeführt ist und wahrschein-
lich grenzüberschreitende Umweltauswirkungen zur Folge haben wird, 
realisiert werden soll, sicherzustellen, dass vor der Genehmigung dieses 
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Vorhabens eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) entsprechend der 
ESPOO-Vorgaben durchgeführt wird. 
Die im SIL und in BR2014/2017 vorgesehene Verlängerung der Piste Nr. 
32 nach Norden und deren anschließender Betrieb gemäß BR2014/2017 
stellt ein nach Schweizer Recht genehmigungsbedürftiges Vorhaben dar. 
Dieses ist auch in Anhang I ESPOO aufgeführt: zwar nennt Anhang I Nr. 
7 nur den „Bau“ von Flugplätzen mit einer Runway-Grundlänge von min-
destens 2.100 m; indes erweitert Art. 1 Nr. 5 ESPOO diese Liste ESPOO-
relevanter Projekte dahingehend, dass auch „jede größere Änderung ei-
nes Projekts“ den Vorgaben der ESPOO unterliegt. Dazu gehört auch die 
Verlängerung einer Runway (nebst anschließendem Betrieb), die – wie 
hier vorgesehen – den Start- und Landepunkt von Flugzeugen nach Nor-
den verlagert und damit die Lärmemissionen im Nachbarstaat Deutsch-
land zwangsläufig erhöht, da die Flugzeuge – unabhängig davon, ob sie 
im schweizerischen Luftraum verbleiben oder aber den deutschen Luft-
raum für An-/Abflug nutzen – eine niedrigere Flugfläche im oder direkt 
am deutschen Luftraum haben.  
Auch die auf Schweizer Seite selbst erstellten Lärmflächenbilder weisen 
aus, dass die stärker mit Lärmemissionen belasteten Flächen signifikant 
an den deutschen Luftraum heranrücken bzw. in diesen eindringen. Es 
kommt hinzu, dass SIL und BR2014/2017 eine erhebliche Ausweitung 
des Flugvolumens – gerade auch zu lärmsensiblen Tagesrandzeiten – 
am Flughafen Zürich vorsehen, was die Auswirkungen auf den deut-
schen Luftraum verstärkt und die darunter lebende oder urlaubende Be-
völkerung erheblich belastet. 
 
Nach Art. 2 Abs. 3, Abs. 7 ESPOO hat der Ursprungsstaat sicherzustellen, 
dass eine ESPOO-UVP durchgeführt wird. Eine solche UVP für die hier 
maßgeblichen Lärmemissionen auf deutsches Territorium wurde hier in-
des überhaupt nicht durchgeführt, obwohl deutsche Regierungen (etwa 
das Verkehrsministerium Baden-Württemberg mit Schreiben an das 
schweizerische UVEK vom 27. November 2024, das in Abstimmung mit 
dem deutschen Bundesverkehrsministerium versandt wurde) die Durch-
führung einer solchen UVP ausdrücklich verlangt hatten. Es kommt hinzu, 
dass die Schweizer Bundesregierung mit Schreiben von Bundesrat Rösti 
(UVEK) vom 10. Februar 2025 an das Verkehrsministerium Baden-Würt-
temberg ausdrücklich zugesichert hatte, eine UVP durchzuführen und die 
grenzüberschreitenden Lärmauswirkungen zu errechnen. Dass diese Zu-
sage nicht eingehalten wurde, ist ein gravierender Verstoß gegen den 
auch im Schweizer Verfassungs- und Verwaltungsrecht geltenden 
Grundsatz von Treu und Glauben. Diese grenznahe Betroffenheit wurde 
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auch durch das Bundesverwaltungsgericht am 7. September 2021 bestä-
tigt, wonach auch ausländischen Gemeinden und Landkreise beschwer-
debefugt sind, wenn sie – wie hier – im Lärmeinflussbereich liegen. 
 
Wie bereits im Schreiben vom Ministerium für Verkehr Baden-Württem-
berg vom 27.11.2024, Frau Staatssekretärin a.D. Elke Zimmer, vorge-
bracht, wird im Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Luftfahrt (SIL) aus-
geführt, dass die für den Flughafen Zürich prognostizierte, von der ge-
planten Betriebsvariante unabhängige Nachfrage bis ins Jahr 2030 
nicht abgedeckt werden kann. Dem entsprechend müssten rund 8 Pro-
zent der Flugbewegungen bzw. 10 Prozent der Passagiere auf andere 
Flughäfen ausweichen. Konkret wird in der Prognose von einem Kapa-
zitätsbedarf von 90 Starts und Landungen pro Stunde ausgegangen. Vor 
diesem Hintergrund soll beim Betrieb mit Landungen von Norden oder 
von Osten tagsüber zumindest eine Kapazität von 70 Bewegungen pro 
Stunde angestrebt werden. Die Landkreise gehen daher davon aus, dass 
die vorgesehenen infrastrukturellen Änderungen unter anderem Voraus-
setzungen für einen entsprechenden Ausbau des Flughafens Zürich 
schaffen und mit diesem auch eine Erhöhung der Zahl der Flugbewe-
gungen über Südbaden einhergehen wird. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die Belastung der süddeutschen Region 
durch die Pistenverlängerungen gerade auch im Verbund mit den durch 
den Flughafen weiter vorangetriebenen Maßnahmen wie insbesondere 
des Antrags BR 2014/2017 auch weiter deutlich steigen wird. Dies zeigt 
sich alleine schon aus den im Antrag als Z0 ausgewiesenen Anzahl an 
Flugbewegungen in Höhe von 247.456 aus dem Jahr 2023 gegenüber 
den Flugbewegungen im Jahr 2025 mit 270.116 und den als Zt ausge-
wiesenen Zustand mit 335.030 Flugbewegungen für 2035.  
 
Auch finden sich in den vorgelegten Unterlagen selbst – hier z.B. Plange-
nehmigungsgesuch Verlängerung Piste 32 unter 3.2 – dass die Verlänge-
rung gerade dazu dient, die Piste 32 für die Starts von schweren Groß-
raumflugzeugen in Richtung Norden benutzbar zu machen. Weiter heißt 
es unter 8.2.1 „…Zusätzlich sind die Höhenprofile bei Starts ab verlänger-
ter Piste 32 (Zt+) bei gewissen schweren Flugzeugen flacher als ab Piste 
32 (Zt) was die Lärmimmissionen am Boden erhöht…“und damit zwangs-
läufig zu einer Zunahme der Belastung für die südbadische Region füh-
ren wird. Ausgerufenes Ziel und Teil der Projektbegründung für die Ver-
längerung der Piste 32 ist es, dass die „überwiegende Mehrheit“ schwe-
rer Großraumflugzeuge von Piste 32 startet, wodurch weniger 
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Pistenkreuzungen, kürzere Rollwege und „vermehrt vor 23:00 Uhr“ Ab-
flüge der späten Langstreckenwelle erhofft werden (vgl. Plangenehmi-
gungsgesuch Piste 32, Ziffer 4. Projektbegründung). Diese etwaigen Ka-
pazitäts-/Pünktlichkeitseffekte können Lärmmuster in den Abendstun-
den im Norden verändern, weshalb unsererseits zwingend die grenz-
überschreitenden Umweltauswirkungen auch insoweit zu untersuchen 
sind. Auch das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner wegweisenden 
Entscheidung zurecht darauf hingewiesen, dass Mindesthöhen-
/FL80-Anpassungen als lärmrechtlich ambivalent zu bewerten sind und 
realitätsnahe Nachtlärmberechnung gefordert. Es darf mithin keine Ge-
nehmigung ohne schlüssige Nachtlärmmodellierung erfolgen. 
 
In der Beilage „B8 Betriebskonzept“ zur Verlängerung der Piste 28 (S. 2) 
wird bestätigt, dass das Ostkonzept nach 21 Uhr bzw. an Wochenenden 
und Feiertagen nach 20 Uhr angewandt wird. Ziel der Piste-28-Verlän-
gerung ist u.a. die Reduktion von komplexitätsbedingten Umstellungen 
und Verspätungen, was faktisch zu einer höheren Stabilität und Nutzbar-
keit des Ostkonzepts in Randzeiten führen kann. Für die betroffenen süd-
badischen Landkreise und ihre Einwohnerinnen und Einwohner bedeutet 
dies potenziell vermehrte Abend-/Nacht-Landungen auf Piste 28 (Ost) 
statt Ausweichlandungen auf Piste 34 – mit verlagerten Lärmwirkungen 
im Grenzraum.  
 
Soweit der deutsche Luftraum durch die geplanten Pistenverlängerun-
gen noch weiter als bisher durch lärmintensive Großraummaschinen ge-
nutzt und die südbadische Bevölkerung insbesondere gegenüber dem 
Süden unverhältnismäßig stark beansprucht werden, treten wir den Er-
weiterungsgesuchen der Pisten 32 und 28 entschieden entgegen und wi-
dersprechen der pauschalen Behauptung in beiden Gesuchen, dass sich 
grenzüberschreitend „keine zusätzlichen Umweltbelastungen“ ergäben 
und eine Espoo-UVP mithin nicht erforderlich sei. Angesichts der zivilluft-
rechtlichen und BVG-Leitplanken zu Nachtlärm (1 dB-Relevanzschwellen, 
realitätsnahe Verteilungen) ist eine substanzielle grenzüberschreitende 
Lärmprüfung für Südbaden nachvollziehbar darzulegen; andernfalls 
eine Espoo-UVP nachzuholen. 
 
Wir begrüßen dabei natürlich grundsätzlich, dass der Flughafen stetig 
die Verbesserung der Sicherheit in seinem Flugbetrieb anstrebt. Auch 
begrüßen wir, dass Lösungen gesucht werden, die für einen stabileren 
Betrieb sorgen und Verspätungen, gerade auch in der Nachtzeit, elimi-
nieren.   
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Wir möchten aber nochmals unterstreichen, dass die Nutzung des deut-
schen Luftraums durch die Schweiz hiesige Belange gleichrangig be-
rücksichtigen und dabei die deutschen rechtlichen Rahmenbedingungen 
achten muss, auch beispielsweise hinsichtlich der räumlichen Steuerung 
der Windenergienutzung in der Region.  
 
Die o.g. Grenzlandkreise nehmen mit großem Bedauern zur Kenntnis, 
dass die in unserer o.g. Einsprache vom 11.2.2026, deren Argumente wir 
auch zum Gegenstand der vorliegenden Einsprache machen, vorgetra-
genen, rechtlich begründeten Einwände weiterhin überhaupt keine Be-
rücksichtigung in den Planungen von Flughafen Zürich und BAZL finden. 
Nach unserer festen Überzeugung verstößt die zunehmende Auslage-
rung von flugverkehrlichen Emissionen in den deutschen Grenzraum ge-
gen das völkerrechtliche Gebot der Rücksichtnahme und das umwelt-
rechtliche Schädigungsverbot, gegen das Recht der süddeutschen 
Grenzbevölkerung aus Art. 8 EMRK, gegen die o.g. Aarhus- und ESPOO-
Konventionen sowie gegen Art. 13 des Luftverkehrsabkommens 
EU/Schweiz von 1999. 
 
Die Landkreise Waldshut, Konstanz, Schwarzwald-Baar und Lörrach ha-
ben weiter ein ernsthaftes Interesse, den Streit um die Verkehrsbelas-
tung des Flughafens Zürich dauerhaft zu befrieden und streben weiter 
eine gemeinsame Lösung mit den Schweizer Nachbarn an. Eine solche 
Lösung kann jedoch nicht einseitig sein und muss zu einer spürbaren 
Entlastung der Bevölkerung auf deutscher Seite führen. Dies liegt auch 
im Interesse des Flughafens Zürich und seiner Nutzer; denn eine Ände-
rung der 220. DVO zugunsten der hier verfolgten Schweizer Interessen 
und zulasten der Belange Süddeutschlands wird es nicht geben. 
 
Wir bitten, die Einwände ernsthaft zu prüfen und die vorgebrachten Ar-
gumente zu berücksichtigen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Martin Kistler   Marion Dammann   Sven Hinterseh   Zeno Danner 
Landrat        Landrätin       Landrat          Landrat  
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E-Mail-Verteiler: 
 
• Frau Ministerin Razavi, Ministerium für Verkehr B-W  
• Herrn Regierungspräsident Carsten Gabbert, Regierungspräsidium 

Freiburg 
• Damen und Herren Abgeordnete Bund und Land 

- PStS‘in Rita Schwarzelühr-Sutter MdB 
- Felix Schreiner MdB 
- Thorsten Frei MdB 
- Derya Türk-Nachbaur MdB 
- Stefan Glaser MdB 
- Dr. Lina Seitzl MdB 
- StS‘in Nese Erikli MdL 
- Simon Herzog MdL 
- Niklas Nüssle MdL 
- Martina Braun MdL 
- Andreas Braun MdL 
- Rothweiler, Martin MdL 
- Ryt, Sebastian van MdL 
- Saskia Frank MdL 
- Christoph Stetter MdL 
- Bernhard Eisenhut MdL 
- Guido Wolf MdL 
- Metzger, Jens MdL 
- Rittweg, Kay MdL 
- Sarah Hagmann MdL 

• Herrn Dr. Sebastian Wilske, Regionalverband Hochrhein-Bodensee 
• Frau Prof. Dr. Katrin Klodt-Bußmann, IHK Hochrhein-Bodensee 
• Herrn Bürgermeister Jürgen Wiener, Gemeinde Hohentengen a.H. 
• Herrn Bürgermeister Dr. Thomas Auer, Gemeinde Gailingen a.H. 
• Bürgerinitiativen Fluglärmbeirat  
• Bürgerinitiative gegen Flugverkehrbelastung im Landkreis Konstanz 
• Bürgerinitiative Schwarzwald-Baar-Kreis gegen Züricher Flugver-

kehrbelastungen 
• Bürgerinitiative Hohentengen 
 
 
 


